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Zum Abschluß besondererVereinbarungen 
bei der Reinigung von Textilien

Dienstleistungsbetriebe (DLB) nehmen zuweilen von Bür­
gern Textilgut zum Reinigen mit der Bemerkung „ohne 
Garantie“ entgegen. Im folgenden soll dargelegt werden, 
welche zivilrechtliche Bedeutung dieser Hinweis für die 
Erfüllung des Dienstleistungsvertrags hat.

Dem Wortlaut einer solchen Bemerkung könnte man 
entnehmen, daß der DLB mit dem Bürger als Vertrags­
partner einen Garantieausschluß vereinbaren will. Der­
artige Vereinbarungen wären jedoch rechtsunwirksam. 
Das ergibt sich aus § 45 Abs. 4 (2. Halbsatz) ZGB, wonach — 
soweit das ZGB abweichende Vereinbarungen nicht zu­
läßt — die Verantwortlichkeit für nicht qualitätsgerechte 
Leistungen nicht ausgeschlossen oder eingeschränkt wer­
den kann. Da das ZGB keine abweichenden Vereinbarun­
gen bei der Erbringung von Dienstleistungen vorsieht, 
sind solche Garantieausschlüsse gemäß § 68 Abs. 1 Ziff. 1 
ZGB nichtig. Hätte der Vertrag entsprechend der Versor­
gungsaufgabe des DLB nach § 4 Abs. I der АО über die 
Allgemeinen Leistungsbedingungen für Wäscherei-, 
Chemisch-Reinigungs- und Färbereileistungen für die 
Bürger vom 28. Mai 1976 (GBl. I Nr. 23 S. 312) - im fol­
genden ALB — auch ohne diese Vereinbarung abgeschlos­
sen werden müssen, wäre der Vertrag nach § 69 Abs. 1 
ZGB hinsichtlich des Garantieausschlusses teilweise 
nichtig, im übrigen jedoch wirksam. Daraus folgt, daß 
der DLB nach § 177 Abs. 2 ZGB i. V. m. § 15 Abs. 1 ALB 
eine qualitätsgerechte, d. h. den ASMW-Vorschriften bzw. 
vertraglich vereinbarten Qualitätsanforderungen entspre­
chende Leistung erbringen muß.

Es ist anzunehmen, daß der DLB bei der Übernahme 
des Textilguts mit der Bemerkung „ohne Garantie“ meist 
auch gar keinen Garantieausschluß anstrebt. Es handelt 
sich vielmehr bei solchen Angaben um Dienstleistungs­
verträge mit besonderen Vereinbarungen nach § 4 Abs. 3 
ALB. Verträge mit solchen Vereinbarungen sind unter 
Beachtung folgender Voraussetzungen zulässig:

Grundsätzlich ist der DLB verpflichtet, über alle 
seiner Versorgungsaufgabe entsprechenden Dienstleistun­
gen Verträge abzuschließen (§ 4 Abs. 1 ALB). Nach § 4 
Abs. 2 dieser АО kann er jedoch den Abschluß eines Ver­
trags mit einem Bürger ablehnen, wenn sich bereits bei 
der Prüfung durch die mit der Annahme beauftragten 
Mitarbeiter eindeutig ergibt, daß die Erbringung der ge­
forderten Leistung immöglich ist, insbesondere weil

1. eine Reinigung auf Grund der Art der Verschmut­
zung nicht möglich ist oder

2. die Beschaffenheit des Gegenstands die Bearbeitung 
ohne Beschädigung nicht zuläßt.

Dieser Regelung liegt zugrunde, daß z. B. durch die 
chemische Reinigung die Textilien in Abhängigkeit von 
ihrem Gebrauch stark beansprucht und vorhandene Ver­
schleißerscheinungen noch verstärkt werden können, ob­
wohl in ästhetischer und hygienischer Hinsicht der 
Gebrauchswert des Textilguts wiederhergestellt wird. 
Dabei kann es auch Fälle geben, in denen bei gering ver­
schlissenem Textilgut wegen der Art der Verschmutzung 
der Erfolg der Reinigung nur bei Anwendung eines erfah­
rungsgemäß für die Stoffart schlecht verträglichen Reini­
gungsverfahrens eintritt. Deshalb ist unter bestimmten 
Bedingungen eine Beschädigung des Textilguts nicht aus­
zuschließen (vgl. hierzu M. G l e i s b e r g  in NJ 1977, 
Heft 3, S. 75).

Angesichts der Risiken für das Textilgut des Bürgers 
ist der DLB nach § 168 Abs. 1 ZGB i. V. m. § 2 ALB ver­
pflichtet, den Bürger über die Gründe für die Verweige­
rung des Vertragsabschlusses zu informieren und ihn 
darüber zu beraten, ob und wie die Gebrauchseigenschaf­
ten des Textilguts wiederhergestellt werden können. So

könnte dem Bürger z. B. empfohlen werden, das Textilgut 
selbst zu waschen. Im Ergebnis der Beratung wird sich der 
Bürger jedoch nicht selten ь dafür entscheiden, das Textil­
gut trotz der Bearbeitungsrisiken im DLB behandeln zu 
lassen.

Für diese Entscheidung ist wichtig, daß der Bürger 
vom DLB genau darüber informiert wird, welche Erfolgs­
chancen eine chemische Reinigung hinsichtlich des Reini­
gungseffekts hat und welche Schäden eventuell beim 
Versuch der Wiederherstellung' des Gebrauchswerts des 
Textilguts auftreten können. Besteht der Bürger auf dem 
Abschluß des Vertrags, kann der DLB die Bearbeitung 
unter besonderer Vereinbarung mit dem Bürger über­
nehmen (§ 4 Abs. 3 ALB),

Inhalt dieser besonderen Vereinbarung muß insbeson­
dere sein, daß der DLB nicht für das Ausbleiben des 
Reinigungseffekts und nicht für bei der Bearbeitung ent­
stehende Schäden verantwortlich ist, die sich aus der 
Beschaffenheit des Textilguts ergeben. Damit übernimmt 
der Bürger das Risiko der erfolglosen Reinigung bzw. der 
Beschädigung seines Textilguts.

Dennoch muß der Bürger auch bei der Erfüllung von 
Dienstlei stungsverträgen mit besonderer Vereinbarung 
erwarten können, daß auf Grund der Fachkenntnisse der 
Mitarbeiter des DLB und der Erfahrungen in ähnlich ge­
lagerten Fällen dasjenige Reinigungsverfahren zur An­
wendung kommt, das den Umständen entsprechend am 
besten geeignet ist. Daraus ergibt sich, daß auch bei einem 
Dienstleistungsvertrag mit einer besonderen Vereinbarung 
die Verantwortlichkeit für nicht qualitätsgerechte Leistun­
gen weder ausgeschlossen noch eingeschränkt werden darf 
(§ 45 Abs. 4 2. Halbsatz ZGB). Steht das Nichterreichen des 
Reinigungseffekts oder das Auftreten von Schäden nicht 
mit der Beschaffenheit des Textilguts im Zusammenhang, 
sondern resultiert es aus der nicht fachgerechten Arbeit 
des Dienstleistungsbetriebes, dann ist der DLB verant­
wortlich (§ 177 Abs. 2 i. V. m. § 15 Abs. 1 ALB).

Die im Interesse der Bürger bestehende Möglichkeit, 
nach § 4 Abs. 3 ALB einen Vertrag mit einer besonderen 
Vereinbarung abschließen zu können, darf in der Praxis 
nicht dazu führen, daß derartige Vereinbarungen auch bei 
solchem Textilgut getroffen werden, dessen Beschaffenheit 
dies nicht rechtfertigt. Des weiteren dürfen besondere 
Vereinbarungen nicht dazu benutzt werden, das Risiko für 
Schäden und Mängel, die auf eine nicht fachgerechte Aus­
führung der Leistung zurückzuführen sind, auf den Bürger 
zu übertragen. Das wäre rechtlich z. B. auch nicht durch 
eine solche Vereinbarung möglich: „Die Reinigung erfolgt 
auf meinen ausdrücklichen Wunsch. Alle Folgeerscheinun­
gen, resultierend aus dem Bearbeitungsprozeß, z. B. Farb- 
verluste, Verformungen, Fleckenbildung, werden meiner­
seits nicht beanstandet. Ich erhebe keinen Anspruch auf 
Schadenersatz.“

Den Bedürfnissen der Bürger wird immer diejenige 
Abwicklung von Verträgen mit besonderer. Vereinbarung 
entsprechen, die den Festlegungen in § 4 ALB gerecht 
wird. Dabei wären folgende Schritte zu beachten:

1. Prüfung durch den DLB, ob die Reinigung auf Grund 
der Beschaffenheit des Textilguts ohne Beschädigung 
möglich ist (§§ 168 Abs. 1, 170 ZGB; § 4 Abs. 2 ALB);

2. läßt die Beschaffenheit des Textilguts eine Reinigung 
nicht zu, Verweigerung des Vertragsabschlusses (§ 4 Abs. 2 
ALB);

3. Beratung des Bürgers durch den DLB über die 
Gründe für die Verweigerung des Vertragsabschlusses und 
über die Möglichkeiten für die Wiederherstellung des Ge­
brauchswerts des Textilguts (§ 168 Abs. 1 ZGB, § 2 ALB);

4. Vertragsabschluß auf Verlangen des Bürgers mit 
besonderer Vereinbarung '(§ 4 Abs. 3 ALB).
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